
Einen Safe Space gibt es nicht!
Was  ist  eigentlich  das
Caucusrecht und wozu brauchen
wir es?
von Erik Likedeeler, September 2023

Wer  sich  unser  Programm  durchliest,  wird  schnell  auf  den  Begriff  des
Caucusrechts stoßen. Aber was ist das eigentlich?

Bei einem Caucus handelt es sich um ein gesondertes Treffen von Menschen,
die  auf  eine  spezifische  Weise  unterdrückt  werden,  zum Beispiel  durch
Sexismus, Queerfeindlichkeit, Rassismus oder Behindertenfeindlichkeit.

In diesem Artikel wird erklärt, wie ein Caucustreffen ablaufen kann, warum
wir Unterdrückung auch innerhalb linker Organisationen bekämpfen müssen
und warum es „Safe Spaces“ im Kapitalismus nicht geben kann. Als Beispiel
wird in diesem Text der Kampf gegen Sexismus genutzt, das alles lässt sich
aber auch auf andere Unterdrückungsformen übertragen.

Was passiert bei einem Caucustreffen?
Ein  Caucustreffen  bietet  die  Möglichkeit,  sich  in  einem  geschützteren
Rahmen über  konkrete  Probleme,  Missstände und Vorfälle  von Sexismus
innerhalb der Organisation auszutauschen. Es werden Fragestellungen im
Zusammenhang  mit  Sexismus  diskutiert  und  gemeinsame  Ideen  und
Lösungen ausgearbeitet.  Der  inhaltliche Aufbau des Treffens kann selbst
bestimmt werden. Wichtig ist, dass alle Betroffenen vorher über das Treffen
informiert werden und die Möglichkeit bekommen, sich zu äußern.

Anschließend  können  organisatorische,  politische  oder  analytische
Empfehlungen  und  Forderungen  zurück  in  die  Organisation  getragen
werden.  Die  Maßnahmen  werden  der  Mitgliedschaft  oder  der  Leitung
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vorgelegt,  um den Kampf  gegen Sexismus voranzutreiben.  Ein  Vetorecht
gegen  Beschlüsse  der  Leitung  oder  abgestimmte  Entscheidungen  der
Mitgliedschaft hat der Caucus jedoch nicht. Prinzipiell bleibt aber erst einmal
alles, was im Rahmen des Caucus besprochen wird, unter Verschluss. Den
Teilnehmenden ist es nicht erlaubt, mit Außenstehenden oder Genoss_Innen,
die nicht am Caucus teilnehmen dürfen, über dessen Inhalt zu sprechen. Am
Ende einigen sich die Teilnehmenden gemeinsam auf die Punkte, die sie in
die Organisation tragen wollen.

Wo könnte es überall ein Caucusrecht geben?
Einen Caucus könnte es fast überall geben – zum Beispiel in einer politischen
Organisation,  aber auch in Gewerkschaften,  Parteien,  an Schulen und in
Betrieben. Das Recht auf solche Treffen gehört immer wieder zu unseren
politischen Forderungen, denn es gibt kaum Institutionen, die dieses Recht
verankert haben.

Manchmal gibt es zwar an Schulen oder Unis Treffen von Unterdrückten,
aber diese haben meist keinen Caucus-Charakter. Vielmehr dienen sie der
gegenseitigen  Vernetzung  und  existieren  abgespalten  vom  Rest  der
Studierenden oder Schüler_Innen. Sie werden von diesen nicht anerkannt
und  machen  es  sich  nicht  zum  Ziel,  politische  Forderungen  an  sie
heranzutragen.

Ein Caucus sollte so oft einberufen werden dürfen, wie es Bedarf danach gibt
–  am  besten  während  der  Arbeits-  oder  Unterrichtszeit,  damit  die
antisexistische  Arbeit  nicht  von  der  Freizeit  abgeht.

Das Caucusrecht  ist  auch in  unserem Programm abgedeckt,  welches die
Grundlage  unseres  politischen  Handelns  bildet.  Dadurch  erfahren  neue
Mitglieder von Anfang an von dieser Möglichkeit, und die Treffen bleiben
nicht in einer „rechtlichen Grauzone“.

„Sexismus? Bei uns doch nicht!“
Viele Menschen sind davon überzeugt, sie selbst seien nicht sexistisch – oder



wenn sie es einmal waren, dann haben sie das alles längst wegreflektiert. Als
Marxist_Innen  vertreten  wir  das  Prinzip:  „Das  Sein  bestimmt  das
Bewusstsein.“  In  diesem  Fall  bedeutet  das,  dass  wir  in  sexistische
Verhaltensmuster  zurückfallen  können,  solange  wir  in  einer  Gesellschaft
leben,  welche  dieses  Verhalten  hervorbringt,  fördert  und  belohnt.  Das
beweisen  die  vielen  unaufgeklärten  Fälle  von  Machtmissbrauch  und
Täterschutz  innerhalb  der  linken  Szene.

Sich  über  ein  Problem  bewusst  zu  werden  bedeutet  nicht,  dass  dieses
Problem damit  gelöst  ist.  Wir  können uns nicht  vollständig aus unserem
Umfeld und unserer Sozialisation herausdenken. Deshalb behaupten wir auch
nicht  von uns  selbst,  dass  wir  frei  von Sexismus wären.  Die  Augen vor
Problemen  zu  verschließen,  bedeutet  im  schlimmsten  Fall,  dass  diese
Probleme  sich  ungehindert  weiter  ausbreiten  können.

Das  heißt  natürlich  nicht,  dass  wir  uns  selbst  einen  Freifahrtschein
ausstellen und mit dem Antisexismus warten, bis der Sozialismus kommt. Wir
wollen  nicht  so  tun,  als  wären  wir  unserer  Sozialisation  völlig  hilflos
ausgeliefert, oder als hätten wir gar keine Handlungsmöglichkeiten.

Damit  wir  als  gesamte  Arbeiter_Innenklasse  zusammenarbeiten  können,
müssen  wir  unser  Bestes  geben,  um  Sexismus  auch  innerhalb  der
Arbeiter_Innenbewegung  zu  bekämpfen.  Denn  Unterdrückung  dient  auch
dazu, uns zu spalten, uns gegeneinander aufzuhetzen und uns von unserem
wahren Feind abzulenken: den Kapitalist_Innen.

Deshalb müssen wir sowohl präventiv arbeiten, als auch bereits geschehene
Vorfälle aufarbeiten. Dabei ist uns immer bewusst, dass die Arbeit an uns
selbst nicht ausreicht. Wir müssen das Problem an der Wurzel packen und
patriarchale Strukturen mitsamt der Klassengesellschaft zerschlagen.

Separate Treffen – ist das keine Spaltung?
Um  die  Klassengesellschaft  abzuschaffen,  braucht  es  ein  revolutionäres
Programm mit Forderungen, hinter denen wir alle vereint stehen. Dauerhafte
Vereinzelung je nach Identität ist dabei nicht hilfreich.



Aber  es  gibt  Situationen,  in  denen  es  mehr  Erfolg  bringt,  sich  als
Unterdrückte separat zu treffen: Sich eine eigene Vernetzung aufzubauen
ermöglicht erst den Rahmen, in dem alle Aktivist_Innen gemeinsam handeln
können.  Dadurch  kann  auch  verhindert  werden,  dass  der  Kampf  gegen
Sexismus zu einem unwichtigen Nebenziel erklärt wird.

Außerdem  schützt  das  Caucusrecht  unsere  Organisationsform,  den
demokratischen  Zentralismus.  Das  bedeutet,  dass  wir  untereinander  frei
diskutieren und demokratisch über unsere Forderungen abstimmen, während
wir nach außen gemeinsam auftreten und vereint hinter unseren Positionen
stehen. Dieses gemeinsame Auftreten könnte zum Zerbrechen einer Gruppe
führen, falls die demokratischen Rechte nicht abgesichert werden.

An  wem  bleibt  die  antisexistische  Arbeit
hängen?
Häufig bleibt die politische Arbeit zum Thema Antisexismus an denjenigen
hängen,  die  selbst  von  Sexismus  betroffen  sind.  Dadurch  wird  die
Unterdrückung nicht gebrochen. Sie kann sich sogar noch verstärken, wenn
unterdrückte Personen dadurch an ihrer politischen Arbeit gehindert werden
und weniger präsent sind.

Deshalb ist es wichtig, dass sich nicht nur Unterdrückte zusammenfinden,
sondern auch diejenigen, die nicht betroffen sind. Auch sie müssen Treffen
einberufen,  um  sich  mit  der  Rolle  auseinanderzusetzen,  die  ihnen  der
Kapitalismus zuweist, sowie mit den Forderungen und Vorschlägen, die an
sie herangetragen wurden. Oft finden deshalb bei uns zeitgleich zum Caucus
antisexistische Reflexionstreffen statt, in welchem sich männliche Genossen
mit  ihrem  Verhalten  auseinandersetzen  und  gemeinsam  Perspektiven
aufwerfen.

Caucustreffen: Ein Safe Space?
Es bleibt  die  Frage,  ob ein Caucus tatsächlich den geschützten Rahmen
bieten kann, den man sich von ihm verspricht. Dazu sei Folgendes gesagt:
Auch wenn ein Caucus die Möglichkeit gibt, offener und ungehemmter zu



diskutieren, sollte nicht die Illusion entstehen, dass ein Caucus so etwas wie
ein Safe Space oder eine Selbsthilfegruppe sein könnte.

Es gehört zum Wesen des Kapitalismus, dass man seine Ideologien nicht
einfach  abstreifen  kann  wie  einen  zu  klein  gewordenen  Mantel.
Unterdrückung kann auch verinnerlicht sein, das heißt zum Beispiel, auch
Frauen  können  sich  sexistisch  verhalten.  Und  innerhalb  eines
antisexistischen  Caucus  könnte  es  weiterhin  zu  transfeindlichen,
rassistischen oder  behindertenfeindlichen Vorfällen,  sowie  zu Belästigung
aller Art kommen.

Außerdem  kann  das  Sprechen  über  Unterdrückung  für  alle  Betroffenen
belastend  sein  und  unangenehme  Emotionen  und  Erinnerungen  an  die
Oberfläche bringen.

Fazit und Ausblick
Bisher  haben  sich  Caucustreffen  in  unserer  Organisation  in  der  Praxis
bewährt.  Sie haben geholfen,  das Bewusstsein für bestimmte Themen zu
stärken,  Debatten  in  neue  Richtungen  zu  lenken,  neue  Positionen
auszuarbeiten  und  das  alltägliche  Miteinander  zu  erleichtern.

Deshalb  rufen  wir  auch  andere  linke  Organisationen  dazu  auf,  ihren
Mitgliedern das Caucusrecht  zu gewähren –  denn nur so kann all  ihren
Mitgliedern und Sympathisant_Innen die politische Arbeit uneingeschränkt
ermöglicht werden.

Stoppt die Angriffe auf LGBTI+
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Personen in Polen und Ungarn!
Sani Meier

Im Zuge  der  Maßnahmen zur  Eindämmung des  Corona-Virus‘  lässt  sich
beobachten,  dass  in  manchen  Ländern  die  aktuellen  Dynamiken  genutzt
werden,  um  Gesetze  zu  beschließen,  die  zuvor  durch  starke  Proteste
abgewendet  wurden.  Die  überall  stattfindenden  momentanen
Einschränkungen des Demonstrations- und Versammlungsrechtes sind dafür
eine optimale Grundlage, da sie Massenproteste weitestgehend behindern.
Besonders deutlich wird dies an den jüngsten Entwicklungen in Ungarn &
Polen, wo besonders die Rechte von LGBTIA-Personen und Frauen massiv
eingeschränkt werden.

Ungarn:
Verweigerung der Geschlechtsanpassung in offiziellen Dokumenten

In Ungarn hat
so der Staatspräsident János Adler unter anderem jenes umstrittene
Gesetz unterzeichnet,  welches trans-  und intergeschlechtlichen Menschen
die
rechtliche Anerkennung verweigert. Damit ist die Änderung des
Personenstandsgesetzes in Kraft, welche Teil eines Gesetzespakets rund um
die
Coronakrise war. Dieses Gesetz bedeutet, dass in allen Dokumenten nur noch
das
Geschlecht eingetragen wird, das bei der Geburt festgelegt wurde. Trans-
und
Interpersonen können es später nicht mehr in ihr gelebtes Geschlecht ändern
lassen, was zu ständiger Diskriminierung im Alltag führen wird. Grundlage
dieses Gesetzes ist die reaktionäre Annahme, dass lediglich 2 biologische
Geschlechter existieren, die über die Chromosomen bestimmt werden können
und
leugnet, dass es auch eine Geschlechtsidentität gibt, die unabhängig vom
biologischen
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Geschlecht sein und sich im Laufe des Lebens auch ändern kann. Trotz
internationaler Proteste dagegen wurde das Gesetz letzte Woche mit den
Stimmen
der rechtskonservativen Mehrheit beschlossen. Nun muss noch vom
Verfassungsgerichtshof  entschieden  werden,  ob  es  gegen  die  gesetzliche
Garantie
der Menschenwürde verstoßen würde.  Dieser Beschluss war zwar bisher
gültig,
konnte aber trotzdem nicht verhindern, dass schon seit Längerem Anträge
auf
Geschlechtsanpassungen  von  Trans-Personen  ignoriert  wurden,  da  man
bereits  auf
eine entsprechende Gesetzesänderung gewartet hat.

Dieser massive Angriff auf die Rechte von Trans- und
Interpersonen reiht sich ein in weitere Angriffe der regierenden Fidesz-Partei
auf Arbeiter_innen- und Minderheitenrechte. Ministerpräsident Viktor Orban
propagiert seit Langem öffentlich ein ultra-konservatives Familienbild und
sorgte bereits dafür, dass alle Studiengänge zum Thema „Gender-Theorien“
an
ungarischen Universitäten verboten wurden. Auch aus popkulturellen Events
wie
dem „Eurovision Songcontest“ zog sich Ungarn zurück, da eine solche
Veranstaltung  „zu  schwul“  sei  und  die  Gesundheit  der  Nation  vergiften
würde.

Polen: Verbot
von Abtreibungen & öffentlicher Sexualaufklärung

Auch in Polen
haben Gesetzesentwürfe zum vollständigen Verbot  von Abtreibungen und
zum Verbot
von öffentlichem Sexualkundeunterricht die erste parlamentarische Hürde
genommen. Beide Gesetze wurden als Bürgerinitiativen von
ultrakonservativen  Organisationen  eingebracht.  Schon  seit  1993  hat  das
Land



nach einer Kampagne der katholischen Kirche eines der restriktivsten
Abtreibungsgesetze Europas: Abtreibung ist offiziell nur bei Schädigung des
Fötus, bei Gefahr für die Frau und nach Inzest oder Vergewaltigung erlaubt.
Offiziell registrieren die Behörden jährlich gut 1000 Abtreibungen. Die echte
Zahl  liegt  Frauenrechtler_innen  zufolge  bei  mindestens  150.000.
Zehntausende
Polinnen treiben im Untergrund oder mit Abtreibungspillen zu Hause ab oder
fahren zur Abtreibung etwa nach Deutschland oder Tschechien.  Ersteres
birgt ein
hohes  gesundheitliches  Risiko  für  die  Frauen  (laut  Ärzte  ohne  Grenzen
sterben
jedes Jahr rund 22.800 Frauen an den Folgen unsachgemäßer
Schwangerschaftsabbrüche), während die Reise in ein anderes Land eine
zusätzliche finanzielle Belastung mit sich bringt. Nun sollen diese auch noch
vollständig  verboten  werden.  Dass  dies  nicht  zu  insgesamt  weniger
Abtreibungen
führen wird, sondern lediglich zu mehr illegalen Eingriffen, ist absehbar. Der
von der regierenden
PiS-Partei gestellte Präsident Andrzej Duda erklärte, er werde ein komplettes
Abtreibungsverbot unverzüglich unterschreiben.

Ein weiteres Gesetz ermöglicht bis zu 3 Jahren Haft für jegliche
öffentliche Sexualerziehung. Begründet
wird dies durch eine angebliche „sexuelle Verführung und Demoralisierung“
und
„große  Unsicherheit  der  Gesundheit“  der  polnischen  Jugend  durch
Sexualkunde,
Verhütung  und  Aufklärung  über  Masturbation,  Homosexualität,
Antidiskriminierung
oder  Toleranz.  Sexualerziehung sei  zudem eine „Spielwiese für  Schwule,
Lesben
und Pädophile“.  Die Gleichsetzung von Homosexualität  mit  Pädophilie  ist
ebenso
absurd und reaktionär wie die These, offene Sexualaufklärung würde zu
gesundheitlichen Risiken führen.



Doch auch diese Entwicklungen in Polen sind leider nicht überraschend,
wenn  man  sich  die  gesellschaftlichen  Dynamiken  anschaut:  Hier  sind
gewaltsame
Angriffe  auf  Pride-Demos  durch  Rechtsextreme  keine  Seltenheit  und
mittlerweile
hat  sich  rund  ein  Drittel  Polens  zu  sogenannten  „LGBTIA-freien  Zonen“
erklärt.
In diesen Gebieten können Personen, die nicht in die ultra-konservativen
Vorstellungen von Geschlecht und Familie passen, ihre Identität nicht frei
ausleben und sind ständiger verbaler und physischer Gewalt  ausgesetzt.
Betroffene berichten von täglichen
homophoben Angriffen  bei  gleichzeitiger  Ignoranz  und fehlendem Schutz
durch die
Behörden, welche in solchen Angriffen kein Problem sehen würden.

Symptome des
internationalen Rechtsrucks

Dass diese
traurigen Entwicklungen in Polen und Ungarn gerade jetzt passieren, ist kein
Zufall. Sie haben sich im Zuge des internationalen Rechtsrucks angebahnt
und
sind nun im Schutz der Corona-bedingten Grundrechtseinschränkungen in
vollem
Gange. In Polen ist seit
2015 die rechtskonservative Prawo i Sprawiedliwość (kurz: PiS, dt: Recht und
Gerechtigkeit)  an  der  Regierung  und  verabschiedet  reaktionäre  Gesetze,
während
gleichzeitig eine starke faschistische Szene regelmäßig durch Angriffe auf
Linke auffällt. Auch in Ungarn ist mit Victor Orban ein Rechtspopulist an der
Macht, welcher durch die faschistische Partei Jobbik (dt. Bewegung für ein
besseres Ungarn) gestützt  wird.  Doch auch abseits dieser beiden Länder
lässt
sich im Großteil der Welt ein Rechtsruck beobachten: Sei es Trump in den
USA,



die FPÖ in Österreich, der Rassemblement National in Frankreich, Bolsonaro
in Brasilien oder die AfD in Deutschland. Dieser internationale
Rechtsruck wurde vor allem durch die letzte weltweite Finanzkrise 2007/08
ausgelöst, welche zu großen Teilen auf dem Rücken der Arbeiter_Innenklasse
abgewälzt  wurde,  welche  sich  auch  heute  noch  in  einer  Führungskrise
befindet, da
keine größere Organisation existiert, die ihre Gesamtinteressen vertritt und
eine klare Perspektive bietet. Dies führte vor allem dazu, dass sich die
bestehenden Parteien immer mehr nach rechts bewegten und neue rechte
Kräfte
erstarken konnten.

Woher kommt die LGBTIA- Unterdrückung?

Wie bereits
erwähnt, fußt die Unterdrückung von LGBTIA- Personen darauf, dass sie vom
traditionellen heteronormativen Familienbild abweichen. Dass dieses
Familienkonzept besonders durch den Staat geschützt wird, ist kein Zufall,
sondern hat  vor  allem ökonomische Gründe.  Die  bürgerliche Kernfamilie
sorgt
nämlich vor allem dafür, dass Arbeitskraft im Privaten wieder reproduziert
wird: Das beinhaltet all das, was benötigt wird, damit Arbeiter_Innen am
nächsten Tag wieder zur Arbeit gehen können, also z.B. Essen, Schlafen,
Waschen
etc. All diese Dinge finden unbezahlt innerhalb des privaten Haushalts der
Familie statt und werden vor allem durch Frauen geleistet, die diesen durch
sogenannte  Reproduktionsarbeit  am  Laufen  halten.  Sie  kochen,  putzen,
waschen
Wäsche, leisten emotionale Arbeit  und sorgen durch die Kindererziehung
dafür,
dass auch diese später Lohnarbeit leisten. Und das alles ohne dafür bezahlt
zu
werden. Der Staat profitiert also von diesem Familienkonstrukt, da dieses die
unentlohnte Reproduktion von Arbeitskraft sicherstellt. Staatliche
Institutionen versuchen deshalb die klassische Familie zu schützen,



aufrechtzuerhalten und zu promoten, während sie andere Familienentwürfe
zu marginalisieren
versuchen. Natürlich wurden in vielen Ländern bereits riesige Fortschritte
hinsichtlich  der  Anerkennung  von  der  bürgerlichen  Norm abweichenden
Lebens- und
Geschlechtsvorstellungen erkämpft.  Die  Situationen in  Ungarn und Polen
zeigen
uns  jedoch,  dass  diese  schnell  wieder  zurückgenommen werden können,
solange die
sozio-ökonomische Grundlagen für LGBTIA-Unterdrückung nicht angegriffen
werden.

Es wird also
klar, dass durch die Aufrechterhaltung der bürgerlichen Familie nicht nur
LGBTIA-Personen
ausgegrenzt  und  diskriminiert  werden,  sondern  auch  vor  allem  Frauen
ausgebeutet
und unterdrückt werden. Ihre Repression basiert auf der gleichen Grundlage:
Dem
Kapitalismus, welcher die bürgerliche Familie benötigt, um Arbeit möglichst
effektiv auszubeuten. Deshalb muss der Kampf um die Befreiung von
LGBTIA-Personen  zwangsläufig  mit  den  Kämpfen  von  Frauen  und  der
Arbeiter_Innenklasse
gegen den Kapitalismus geführt werden!

Wir fordern
deshalb:

Die Abschaffung aller Gesetze die LGTBIA-
Personen diskriminieren und verfolgen!
Das Recht auf sexuelle und geschlechtliche
Selbstbestimmung!  Kein  kapitalistischer  Staat  darf  zum
Schiedsrichter  über
unsere Geschlechtsidentität werden!
Uneingeschränktes Recht auf
Schwangerschaftsabbrüche  und  Geschlechtsangleichung,  sowie



freien  Zugang  zu
Informationen & freiwilliger Beratung!
Selbstverteidigungskomitees zum Schutz vor
organisierten homo- und transphoben Faschist_Innen!

LGBTQ+ in Griechenland
Die  Darstellung  der  europäischen  Presse  von  den  olympischen
Winterspielen in Sotschi kreiert das selbstgerechte Bild vom ach so
LGBTQ+ (Lesbian Gay Bisexual Trans Queer) freundlichen Europa,
dem die  homophobe,  menschenverachtende  Politik  der  russischen
Regierung gegenübersteht. Der Einzug der griechischen Delegation in
regenbogenfarbenen  Handschuhen  während  der  Eröffnungsfeier
wurde als Zeichen des Protests gegen die Hetze des Gastgeberlandes
gefeiert.  Doch,  wie sich später herausstellte,  handelte es sich gar
nicht  um  einen  Regenbogen,  sondern  nur  um  die  Farben  der
olympischen  Ringe.  Mit  Gleichheit  für  LGBTQ+-Menschen  hat  es
Griechenland nämlich eigentlich nicht so.

Besonders dort hat sich seit Beginn der Krise 2008 die Lage der Menschen,
die nicht heteronormativen Standards entsprechen, drastisch verschlechtert.
Ein  Aktivist  sprich  sogar  davon,  dass  die  LGBTQ+  Szene  durch  die
wirtschaftliche und politische Entwicklung Griechenlands „um mindestens
zehn Jahre zurückgeworfen“ wurde.  Immer häufiger  kommt es  vor,  dass
homo- und transsexuelle Menschen auf der Straße von rechten Gruppen, vor
allem denen der neonazistischen Chrysi Avgi, brutal zusammengeschlagen

werden.  Auch Polizei und Kirche unterstützen die Hetze. Im Sommer
letzen  Jahres  verhaftete  die  Polizei  in  Thessaloniki  ohne  Angabe  eines
Grundes massenhaft weibliche Transsexuelle und hielt sie stundenlang auf
dem Revier fest. Als eine der Betroffenen ihre Anwältin einschaltete, wurde
diese,  ebenfalls  ohne  Angabe  von  Gründen,  gleich  mit  eingesperrt.  Die
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Verhafteten wurden teilweise sogar zu HIV-Tests gezwungen.

Vertreter  der  orthodoxen  Kirche,  welche  einen  großen  Einfluss  auf  die
griechische Politik ausübt, vergleichen Homosexualität mit Pädophilie und
Inzucht.  Auf  Dringen  des  Europäischen  Gerichtshofs  stellte  die
sozialdemokratische  Regierungspartei  PASOK  Ende  2013  einen
Gesetzesentwurf  vor,  welcher  auch  gleichgeschlechtlichen  Paaren  die
Lebensgemeinschaft ermöglichen sollte. Seraphim, Metropolit (Bischof) von
Piräus, reagierte darauf, indem er ankündigte, dass jeder Abgeordnete, der
dem  Gesetz  zustimmt,  exkommuniziert  werde.  Die  konservative
Regierungspartei Nea Dimocratia stoppte den Gesetzesentwurf letztendlich,
nachdem mehrere Abgeordnete schriftlich protestiert hatten.

Der  Gegenentwurf  des  linken  Bündnisses  SYRIZA  beinhaltet  zwar  die
eingetragene  Lebensgemeinschaft  für  gleichgeschlechtliche  Paare,  doch
verhindert  auch  dieser  die  Adoption.

Dringend  ist  die  Schaffung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  für
Betroffene  in  Griechenland  nötig,  um  weiteren  Angriffen
entgegenzuwirken. Außerdem ist es vor allem für linke Kräfte wichtig,
die  LGBTQ+  in  den  politschen  Kampf  zu  integrieren  und  ihre
Unterdrückung  mit  dem  Widerstand  gegen  die  Spardiktate  der
Europäischen  Zentral  Bank  und  den  Kapitalismus  als  ganzes  in
Verbindung zu bringen. Es ist  mehr als notwendig, die Forderung
nach  gleichgestellter  Lebensgemeinschaft  für  nicht-heterosexuelle
Paare  aufzustellen  und  für  ein  gleichberechtigtes  Adoptionsrecht
einzutreten.  Schluss  mit  Festnahmen  von  Menschen  auf  Grund
vonsexueller  Ausrichtung!  Für  anonyme  Beratungsstellen  und
kostenlose  medizinische  Versorgung!



Slutwalk  –  wir  tragen,  was  wir
wollen!
Es  ist  immer  wieder  ein  Thema  in  öffentlichen  Diskussionen  –
insbesondere unter konservativen Politikern – aber auch in der Schule,
am Arbeitsplatz oder auf der Straße hören wir es oft genug. Es geht um die
Frage,  wie  sich  (insbesondere)  Frauen  „zu  kleiden  haben“.  So  erklärte
beispielsweise  vor  einem  Jahr  der  Polizeibeamte  Michael  Sanguinetti
während einer Veranstaltung zur präventiven Verbrechensbekämpfung den
Studenten der York University in Toronto, dass sie sich besser nicht wie
Schlampen anziehen sollten. Der Grund: sie könnten damit Vergewaltiger
provozieren.

Als Reaktionen auf diese Aussage begannen vor etwas mehr als einem Jahr
die  sogenannten  „Slutwalks“,  insbesondere  in  Großbritannien  und
Nordamerika.  Die  oft  jungen  Frauen,  wollten  durch  sexuell  aufreizende
Kleidung  und  körperliche  Reize  protestieren.  Der  Grund  dieses
außergewöhnlichen Protestes lag darin die Anschuldigung zurückzuweisen,
dass  Frauen  (aber  Z.B.  auch  Homosexuelle  und  Transgender)  an
Misshandlung oder Vergewaltigung aufgrund ihrer Bekleidung selbst schuld
seien. Nach dieser Logik wären dann auch Männer und Frauen, die sich nicht
ihres  vermeintlichen  Geschlechts  entsprechend  männlich  oder  weiblich
genug  kleiden  würden,  selbst  schuld,  wenn  sie  Opfer  von  homophoben
Gewalttaten würden.

Allein die Tatsache, dass Vergewaltigung in den meisten Fällen in Bekannten-
und  Verwandtenkreisen  stattfinden,  bisher  keinerlei  statistische
Zusammenhänge  zwischen  Kleidung  und  Vergewaltigungen  gefunden
wurden und nur 2% aller Opfer ihren Täter vorher nicht kannten zeigt eines
deutlich  –  Es  ist  nicht  die  Kleidung  der  Opfer,  die  „Fremde“  zur
Vergewaltigung  anstacheln  würde.  Vielmehr  sind  sie  Ausdruck  einer
sexistischen und widersprüchlichen Gesellschaft, in der insbesondere Frauen
oft  genug  als  Objekte  angesehen  werden.  Und  das  nicht  nur  von  den
Gewalttätern(_innen),  sondern  auch  von  Schlauköpfen,  wie  CDU/CSU-
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Politikern,  Polizei“experten“  über  andere  bürgerliche  Parteien  aller  Coleur.

Es sind nicht oft genug die Opfer,
die  von  bürgerlichen  Medien,
Politikern  und  Behörden  als  die
e i g e n t l i c h e n  S c h u l d i g e n
h ä u s l i c h e r  G e w a l t  o d e r
Vergewaltigungen  ausgemacht
werden.

Doch eigentlich geht es nicht darum, welche Kleidung zu Vergewaltigungen
führen  würde.  Es  geht  darum,  dass  uns  diese  Politiker,  selbsternannte
Experten, Homophobe und Sexisten, das Recht nehmen wollen über unseren
eigenen Körper und unsere Sexualität selbst bestimmen zu können. Wie oft
wird insbesondere uns Jugendlichen dieses Recht abgestritten,  ob in der
Schule oder am Ausbildungsplatz. Es ist diese systematische Ausgrenzung,
Diskriminierung und das bürgerliche Bild einer zweigeschlechtlichen und
männerbestimmten  Familie  das  viele  Jugendliche  in  Magersucht,
Schönheitswahn  oder  Selbstmord  treibt.

Insbesondere in Zeiten, wo in den Betrieben versucht wird die Belegschaften
zu spalten – beispielsweise in Mann und Frau – sind solche sexistischen
Angriffe, ob es nun um unsere Kleidung oder Debatten um die Rechte von
Homosexuellen  in  der  Ehe  geht,  ein  Versuch  uns  von  den  eigentlichen
Problemen, die uns vereinen abzulenken.

Wir sagen: Wir können tragen, was wir wollen!

Gegen jede Form von gesellschaftlicher Diskriminierung von Frauen,
Homosexuellen und Transsexuellen!
Für das Recht von sozial unterdrückten Minderheiten sich innerhalb
der Arbeiterbewegung organisieren zu können!
Für  das  Recht  auf  Selbstverteidigung  gegen  sexistische  und
homophobe  Übergriffe,  für  selbst  verwaltete  Schutzräume
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Homosexueller,  Transgender  und  Frauen,  die  beispielsweise  von
häuslicher Gewalt betroffen sind oder von ihren Familien verstoßen
wurden!

Am 15. September rufen Aktivist_innen zu einem Slutwalk in Berlin
auf.  REVOLUTION unterstützt  diese Initiative und ruft  alle  –  egal
welcher Herkunft oder welchen Geschlechts – dazu auf sich daran zu
beteiligen!

Artikel von Rosa Reh, REVOLUTION Berlin


